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Eckpunkte für ein Gesetz zum Beschäftigtendatenschutz 
 

 

 

Datenskandale der letzten Zeit haben deutlich gemacht, dass bei der Verarbeitung 

von Beschäftigtendaten weder Transparenz noch Rechtssicherheit besteht. Die Kon-

ferenz der Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder fordert die Bundes-

regierung auf, nach jahrelanger Untätigkeit jetzt unverzüglich einen entsprechenden 

Gesetzentwurf vorzulegen.  

 

Ziel des neuen Beschäftigtendatenschutzgesetzes muss sein, Rechtssicherheit her-

zustellen, Regelungslücken zu schließen und bereits vorhandene Regelungsaspekte 

sowie Vorgaben der Rechtsprechung in einem Spezialgesetz zusammenzufassen. 

Die Konferenz der Datenschutzbeauftragten hält deshalb vor allem folgende Eck-

punkte für unverzichtbar:  

 

• Die Regelungen des Beschäftigtendatenschutzgesetzes müssen sowohl für 

die Beschäftigten der Privatwirtschaft als auch für die Beschäftigten im öffent-

lichen Dienst gelten. 

• Es muss klar geregelt werden, welche Daten Unternehmen und öffentliche 

Stellen im Rahmen des Einstellungsverfahrens und im weiteren Verlauf des 

Arbeitslebens über ihre Beschäftigten erheben dürfen, wie sie damit verfahren 

müssen und wozu sie die Daten nutzen dürfen. Es bedarf besonderer Festle-

gungen im Hinblick auf Gesundheitsdaten (u. a. zur Frage der Zulässigkeit 

von Drogen-Screening, psychologischen Testverfahren, ärztlichen Untersu-

chungen, etc.) 

• Einen umfassenden anlass- und verdachtslosen Datenabgleich darf es nicht 

geben. Der Zugriff von Kontrollinstanzen wie z. B. der Innenrevision auf erho-

bene Personaldaten bedarf enger gesetzlicher Vorgaben.  
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• Moderne Informations- und Kommunikationstechnologien dürfen nicht zu lü-

ckenlosen Verhaltens- und Leistungskontrollen eingesetzt werden. Da die 

Nutzung von Telefon, Internet und E-Mail-Diensten nicht mehr aus dem Ar-

beitsleben wegzudenken ist, sind auch die Voraussetzungen für eine beschäf-

tigtenbezogene Auswertung dieser Kommunikationsmittel eindeutig und re-

striktiv festzulegen. Dabei ist auch zu regeln, welcher Personenkreis solche 

Auswertungen durchführen darf und ab welchem Verfahrensstand ggf. Dritte 

(z. B. Mitarbeitervertretungen oder Datenschutzbeauftragte) hinzugezogen 

werden müssen. Auswertungen von Datenbeständen der Zugangs- und  Per-

sonalinformationssysteme sind strikt zu begrenzen. 

• Der Einsatz von Überwachungssystemen, wie z. B. Videokameras und Or-

tungssystemen, ist auf das unbedingt notwendige Maß zu beschränken und 

unter Wahrung der Beteiligungsrechte der Mitarbeitervertretungen zulässig. 

Die Verwendung biometrischer Verfahren bedarf besonders enger Vorgaben. 

• Es bedarf der Festlegung der Rechte der Beschäftigten, z. B. im Hinblick auf 

Auskunfts-, Einsichts-, Widerrufs-, Berichtigungs-, Löschungs- und Schadens-

ersatzansprüche.  

• Der Schutz von Persönlichkeitsrechten der in Deutschland tätigen Beschäftig-

ten weltweit agierender Unternehmen oder Konzerne ist sicherzustellen. 

• Eine effektive Kontrolle durch die zuständigen Datenschutzbehörden muss 

gewährleistet werden. Die betrieblichen und behördlichen Datenschutzbeauf-

tragten sind bei allen personaldatenschutzrechtlich relevanten Verfahren und 

Entscheidungen frühzeitig einzubinden und umfassend zu beteiligen. Ihre 

Rechte und Befugnisse gegenüber den Mitarbeitervertretungen sind gesetz-

lich festzulegen. 

• Verstöße gegen die Bestimmungen des Beschäftigtendatenschutzgesetzes 

müssen ein gesetzliches Verwertungsverbot der dadurch gewonnenen Daten 

nach sich ziehen. Zur Abschreckung bedarf es wirksamer Sanktionen. 

 


